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Der Bundesminister des Innern 

II A 1 — 210 105/2 Bonn, den 2. Dezember 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Teilzeitbeschäftigung von Beamtinnen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus, Dr. Miessner, Frau Fundce, Dorn und Genossen 
- Drucksache V/39 - 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet; 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Einführung der Teil- 
zeitbesdiäftigung für Beamtinnen in zunehmendem Maße das 
Interesse der Öffentlichkeit, insbesondere der Frauenverbände 
findet. Sie hat sidi schon seit längerem mit diesem Problem- 
kreis befaßt, zuletzt anläßlich der Enquete über die Situation 
der Frau in Beruf, Familie und Gesellschaft — Drucksache 
IV/2771; der Bericht zur Frauenenquete wird dem Deutschen 
Bundestag voraussichtlich im Frühjahr 1966 vorgelegt werden, 

Die Ergebnisse der bisherigen Prüfungen sprechen allerdings 
nicht dafür, im Bund eine gesetzlidie Regelung zu treffen, die 
eine Teilzeitbeschäftigung für Beamtinnen vorsieht. Ihr stehen 
erhebliche rechtlidie und praktische Bedenken entgegen. Auch 
sind die Erfahrungen, die in den Ländern Baden-Württemberg 
und Niedersachsen mit derartigen Regelungen gemacht wurden, 
keineswegs überzeugend ; sie lassen insbesondere nicht er- 
kennen, daß hierdurch der Personalmangel wirksam gemildert 
werden könnte. Einein diesen Wochen von mir durchgeführte 
Umfrage bei den Ländern hat ergeben, daß - von Baden- 
Württemberg und Niedersachsen abgesehen - alle zuständigen 
Landesministerien der Einführung der Teilzeitbeschäftigung für 
Beamtinnen ablehnend oder wenigstens zurückhaltend gegen- 
überstehen. 


Druck; Buchdrudcorei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Bei dieser Sachlage kann zunächst nicht davon ausgegangen 
werden, daß die Bundesregierung alsbald oder innerhalb der 
nächsten drei Monate einen Gesetzentwurf vorlegen wird, der 
eine Teilzeitbeschäftigung von Beamtinnen ermöglicht. Die Bun- 
desregierung wird diesem Fragenbereich aber auch weiterhin 
besondere Aufmerksamkeit widmen und in enger Fühlungnahme 
mit den Ländern alle Gesichtspunkte prüfen und würdigen, die 
in diesem Zusammenhang von Bedeutung sind. 


Lücke 



